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Neufassung der Europäischen  
Rechtshilfeverordnungen  
(Zustellung und Beweisaufnahme)

1. Einleitung

Am 2. Dezember 2020 wurden die Neufassung der 
Europäischen Beweisaufnahmeverordnung (EuBVO) 
sowie die Neufassung der Europäischen Zustellungs-
verordnung (EuZVO) im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht1. Zugrunde lagen Vorschläge 
der Europäischen Kommission für die Revision der 
beiden Europäischen Rechtshilfeverordnungen vom 
31. März 2018.2 Die Verhandlungen in der Ratsarbeits-
gruppe begannen im Oktober 2018. Nachdem eine 
Allgemeine Ausrichtung erzielt werden konnte, wurde 
diese durch den Rat der Justiz- und Innenminister in 
seiner Sitzung am 3. und 4. Dezember 2019 angenom-
men. Die Trilogverhandlungen konnten schließlich 
im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im 
zweiten Halbjahr 2020 abgeschlossen werden. 

Die Neufassungen werden die Europäische Beweis-
aufnahmeverordnung von 2001 und die Europäische 
Zustellungsverordnung von 2007 ab dem 1. Juli 2022 
ablösen, wobei für einen Teil der neuen Regelungen 
eine längere Übergangsfrist gilt (s. unten). Im Ver-
hältnis zu Dänemark wird lediglich die EuZVO n.F. 
gelten. Das diesbezügliche Abkommen wurde bereits 

am 21. Januar 2021 im Amtsblatt veröffentlicht.3 Für 
den Bereich der Beweisaufnahme wird im Verhältnis 
zu Dänemark weiterhin das Haager Beweisaufnah-
meübereinkommen (HBÜ) die maßgebliche Rechts-
grundlage bilden.

2. Wesentliche Änderungen

Die Europäische Kommission ging bei ihren Vorschlä-
gen für die Revision der EU-Rechtshilfeverordnun-
gen davon aus, dass sich beide Instrumente in der 
justiziellen Praxis grundsätzlich bewährt haben. Die 
vorgeschlagenen Änderungen waren daher moderat 
und beließen die grundsätzliche Struktur der beiden 
Rechtsinstrumente unverändert. Insbesondere sollten 
durch die vorgeschlagenen Änderungen eine Moder-
nisierung und Öffnung für den Einsatz neuer Techno-
logien in der Rechtshilfe erreicht werden.4 

a)   Elektronische Übermittlung von Ersuchen

Eine zentrale Neuerung besteht in der grundsätzlich 
verpflichtenden elektronischen Übermittlung der Zu-
stellungs- bzw. Beweisaufnahmeersuchen. Die Über-
mittlung der Ersuchen erfolgt über ein sicheres

1	 Verordnung (EU) 2020/1783 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2020 über die Zusammenarbeit zwischen 
den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnah-
me in Zivil- oder Handelssachen (Beweisaufanahme) (Neufassung), 
ABl. EU 2020 L 405/1; Verordnung (EU) 2020/1784 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. November 2020 über die Zustel-
lung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder 
Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) 
(Neufassung), ABl. EU 2020 L 405/40.
2	 Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- 
und Handelssachen in den Mitgliedstaaten, KOM 2018, 379; Vorschlag 
für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die Zusammenarbeit zwi-
schen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweis-
aufnahme in Zivil- und Handelssachen, KOM 2018, 378.

3	 Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem 
Königreich Dänemark über die Zustellung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen, ABl. EU 2021 L 
19/1.
4  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Zustellung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den 
Mitgliedstaaten („Zustellung von Schriftstücken“), KOM 2018, 379, S. 
3; Bericht der Kommission über die Anwendung der Verordnung (EG) 
Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- 
oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstü-
cken) vom 4. Dezember 2013 (COM (2013) 858 final); Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über 
die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen KOM 
2018, 378 final, S. 4.	
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und zuverlässiges dezentrales IT-System wie etwa 
e-CODEX5 (Artikel 5 Absatz 1 EuZVO n.F., Artikel 7 
Absatz 1 EuBVO n.F.). Dadurch, dass e-CODEX ledig-
lich als Beispiel für eine solche dezentrale IT-Struk-
tur genannt wird, besteht eine Offenheit gegenüber 
zukünftigen technischen Neuerungen. Die Europäi-
sche Kommission hat eine Expertengruppe eingesetzt, 
um die Details der technischen Umsetzung mit den 
Mitgliedstaaten abzustimmen. Von der elektroni-
schen Übermittlung von Ersuchen kann lediglich 
in Ausnahmefällen abgesehen werden, etwa wenn 
eine Störung des dezentralen IT-Systems vorliegt 
oder außergewöhnliche Umstände die elektronische 
Übermittlung unmöglich machen. Die Europäische 
Kommission wird zur näheren Ausgestaltung des 
dezentralen IT-Systems bis zum 23. März 2022 Durch-
führungsrechtsakte erlassen (Artikel 25, 26 EuZVO 
n.F.; Artikel 25, 26 EuBVO n.F.). Die elektronische 
Übermittlung wird dann erst ab dem ersten Tag des 
Monats verpflichtend, der auf den Ablauf von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Rechtsakte folgt 
(Artikel 37 Absatz 2 EuZVO n.F.; Artikel 35 Absatz 
3 EuBVO n.F.). Damit besteht eine deutlich länge-
re Übergangsfrist für diese zentrale Neuerung im 
Hinblick auf die erforderlichen Vorarbeiten für deren 
technische Umsetzung. 

b)   �Wesentliche Änderungen in der Neufassung der 
Zustellungsverordnung

aa) Unterstützung bei der Anschriftenermittlung

Ist die Anschrift des Zustellungsempfängers in einem 
anderen Mitgliedstaat nicht bekannt, ist dieser Mit-
gliedstaat gemäß Artikel 7 Absatz 1 EuZVO n.F. dazu 
verpflichtet, bei der Anschriftenermittlung Unterstüt-
zung zu leisten. Dies stellt eine maßgebliche Neue-
rung gegenüber der bestehenden Rechtslage dar. Bis-

5	 e-CODEX ist ein seit 2010 von der Europäischen Kommission geför-
dertes Projekt, das darauf abzielt, technische Lösungen für die elekt-
ronische, grenzüberschreitende, justizielle Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten zu entwickeln, vgl. https://www.e-codex.eu/.

her ist der Anwendungsbereich der Verordnung nicht 
eröffnet, wenn die Anschrift des Zustellungsempfän-
gers unbekannt ist, Artikel 1 Absatz 2 EuZVO a.F. Die 
neue Vorschrift zur Anschriftenermittlung stellt den 
Mitgliedstaaten nun drei Optionen zur Verfügung, um 
der Verpflichtung zur Unterstützung bei der Anschrif-
tenermittlung gerecht zu werden. Sie können Behör-
den benennen, die anfragenden Übermittlungsstellen 
aus anderen Mitgliedstaaten entsprechende Auskünf-
te erteilen, Artikel 7 Absatz 1 lit. a) EuZVO n.F. Weiter 
kann die Möglichkeit eingeräumt werden, dass die 
Register bzw. Datenbanken der Mitgliedstaaten direkt 
von Personen aus anderen Mitgliedstaaten mittels 
eines Standardformulars genutzt werden, Artikel 7 
Absatz 1 lit. b) EuZVO n.F. Es genügt indes auch, wenn 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 lit. c) EuZVO n.F. ausführli-
che Informationen im Europäischen Justizportal da-
rüber zur Verfügung gestellt werden, wie Anschriften 
von Empfängern in dem betreffenden Mitgliedstaat 
ermittelt werden können. Entsprechende Informatio-
nen finden sich für Deutschland bereits heute in dem 
Informationsblatt zur Zustellung, das auf dem Euro-
päischen Justizportal eingestellt ist.6 

bb) Elektronische Zustellung

Artikel 19 EuZVO n.F. ermöglicht es, gerichtliche 
Schriftstücke unmittelbar durch elektronische Mittel 
zuzustellen. Die Vorschrift sieht hierfür zwei Varianten 
vor: Artikel 19 Absatz 1 lit. a) EuZVO n.F. ermöglicht 
die elektronische Zustellung mittels eines qualifizier-
ten Dienstes im Sinne der eIDAS-VO7. In Deutschland 
entspricht De-Mail den Anforderungen der eIDAS-VO. 
Als zweite Variante ist in Artikel 19 Absatz 1 lit. b) 
EuZVO auch die elektronische Zustellung per E-Mail 
gegen datierte Empfangsbestätigung vorgesehen. Auf-
grund der Vorgaben in § 174 Absatz 3 ZPO, wonach ein

6	 https://e-justice.europa.eu/371/DE/service_of_documents_offici-
al_transmission_of_legal_documents?GERMANY&member=1	
7	 Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung 
und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnen-
markt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG.
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 sicherer Übermittlungsweg im Sinne von § 130a 
Absatz 4 ZPO zu nutzen ist, dürfte aus deutscher Sicht 
nur die erste Variante praktische Relevanz erlangen. 
Auch hier ist die elektronische Zustellung nur dann 
zulässig, wenn der Empfänger mit der Verwendung 
elektronischer Mittel sein ausdrückliches Einver-
ständnis erklärt hat. Zu den Anforderungen an die 
Zustimmung enthält Erwägungsgrund 32 weitere 
Ausführungen. Demnach kann die Zustimmung 
auch für bestimmte Verfahren oder ganz allgemein 
für die elektronische Zustellung von Schriftstücken 
in Gerichtsverfahren erteilt werden. Sollte sich die 
elektronische Direktzustellung in der Praxis bewäh-
ren, dürfte dies zu einer deutlichen Beschleunigung 
grenzüberschreitender Zustellungen innerhalb der 
Europäischen Union führen. 

cc) Belehrung über das Annahmeverweigerungsrecht

In Artikel 12 Absatz 2 EuZVO n.F. wird präzisiert, dass 
der Empfänger über sein Annahmeverweigerungs-
recht bei fehlenden Übersetzungen grundsätzlich nur 
in der Sprache des Ursprungsstaates und der Spra-
che bzw. den Sprachen des Empfangsstaates unter 
Verwendung des in der Verordnung vorgesehenen 
Formblatts zu belehren ist. Lediglich bei Anzeichen 
dafür, dass der Empfänger eine Amtssprache eines 
weiteren Mitgliedstaates versteht, ist er auch in dessen 
Amtssprache zu belehren. Damit wird es zukünftig 
nicht mehr erforderlich sein, den Empfänger in allen 
Amtssprachen über sein Annahmeverweigerungs-
recht zu belehren.

c)   �Wesentliche Änderungen in der Neufassung der 
Beweisaufnahmeverordnung

aa) �Unmittelbare Beweisaufnahme, insbesondere  
unter Einsatz von Videokonferenztechnik 

In Artikel 19 und 20 EuBVO n.F. wird der deutlich 
gestiegenen Bedeutung der unmittelbaren Bewei-
saufnahme insbesondere unter Einsatz von Video-
konferenztechnik bzw. anderer Mittel der Fernkom-

munikationstechnologie Rechnung getragen. Artikel 
19 Absätze 4 und 5 EuBVO n.F. beinhalten nun eine 
Genehmigungsfiktion für Ersuchen um unmittelbare 
Beweisaufnahme. Wenn die ersuchte Zentralstelle 
oder zuständige Behörde nicht binnen einer festge-
legten Frist über die Genehmigung des Ersuchens 
um unmittelbare Beweisaufnahme entscheiden, wird 
davon ausgegangen, dass dem Ersuchen stattgegeben 
wurde. Für die unmittelbare Beweisaufnahme per  
Videokonferenz oder sonstige Mittel der Fernkommu-
nikationstechnologie wurde ein neues Formblatt N  
eingeführt, das den Informationsaustausch über die 
technischen Modalitäten erleichtern soll. 

bb) �Beweisaufnahme durch Bedienstete diplomatischer 
oder konsularischer Vertretungen

Artikel 21 EuBVO n.F. regelt erstmalig die Befugnisse 
der Auslandsvertretungen bei grenzüberschreitenden 
Beweisaufnahmen. Die neue Vorschrift stellt klar, dass 
die Vernehmung von Staatsangehörigen des vertrete-
nen Mitgliedstaates ohne vorheriges Ersuchen in den 
Räumlichkeiten der diplomatischen oder konsulari-
schen Vertretung zulässig ist.

3. Fazit

Die Neufassung der EU-Rechtshilfeverordnungen 
steht ganz im Zeichen der Digitalisierung. Die Ein-
führung der standardmäßigen elektronischen Über-
mittlung von Ersuchen verspricht eine signifikante 
Verkürzung der Erledigungszeiten. Ansonsten bleibt 
zwar die grundsätzliche Konzeption und Struktur der 
Verordnungen erhalten. Die Regelungen zur Erledi-
gung von Zustellungs- und Beweisaufnahmeersuchen 
werden aber an vielen Punkten an die technische 
Entwicklung angepasst und auch für zukünftige tech-
nische Neuerungen geöffnet. 

Nils Schröder 
Referat II 1 des Bundesamts für Justiz
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Zum Jahresanfang 2021 hat das Bundesamt für Justiz in seiner Funktion als EJN-Bundeskontaktstelle  

ein neues Merkblatt veröffentlicht, in dem die EJN-Kontaktstellen sowie die EJN-Familienrichterinnen  

und –richter vorgestellt werden. Das EJN-Merkblatt ist auf der Internetseite des Bundesamts für Justiz 

unter → www.bundesjustizamt.de/ejnzh abrufbar. 

Druckexemplare können beim Bundesamt für Justiz angefordert werden. 

Europäisches Justizielles Netz für Zivil- und Handelssachen

Das Europäische Justizielle Netz (EJN) für Zivil- und Handelssachen 
Praktische Unterstützung für deutsche Gerichte in Verfahren mitgrenzüberschreitenden Bezügen

https://www.bundesjustizamt.de/ejnzh
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Portugal: A bridge between  
three networks
Portugal appointed only one Contact Point to coordinate judicial cooperation in civil and 

commercial matters, who shall be a Judge, in charge of coordinating the activity of three dif-

ferent networks and two international forums of Supreme Courts and High Judicial Councils. 

Following a protocol between the Ministry of 
Justice and the High Judicial Council, the latter 
designates the Contact Point to the European  

Judicial Network in civil and commercial matters, 
while the Ministry of Justice chooses the Central Au-
thorities and other competent authorities.

In that context, I was appoin-
ted as Contact Point to EJN 
Civil (the European Judicial 
Network in civil and com-
mercial matters), IberRED 
(the Ibero-American Judicial 
Network) and the Judicial 
Network of CPLP (the Judi-
cial Network of Portuguese 
speaking countries), in June 
2014. Additionally, the High 
Judicial Council appointed 
me as national coordinator to 
the Ibero- American Judicial 
Summit, in 2018 and, most 
recently, Secretary-General to 
the Permanent Commission 
of the CPLP Judicial Summit.

In my role, I count on the support of three assistants: 
two lawyers and a linguist. We work at the premises 
of the Portuguese High Judicial Council in Lisbon 
which almost totally supports the financing of the 
Contact Point´s activity. Thus, the Contact Point has 
no budgetary autonomy. I report annually to the High 

↑ �

Paula Pott, Appeal Judge –  

Portuguese Contact Point of EJN Civil
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Judicial Council and to DG Justice and Consumers of 
the European Commission. Both annual reports are 
supplemented by statistical tables where requests are 
classified by legal instrument or subject matter, type 
of authority, country of origin-destiny, and nature of 
the request (information/cooperation). The Contact 
Point´s national report is attached to the High Judicial 
Council´s report to the Parliament. Therefore, reports 
are publicly available at the Contact Point´s website. 
https://www.redecivil.csm.org.pt/relatorios-anuais/.

As a national Contact Point, I am backed by the  
national network, which in Portugal comprises twelve 
officially appointed members, as ensuing. 

From the Ministry of Justice: 
› Directorate-General for Justice Policy (DGPJ); 
› �Directorate-General for Justice Administration 

(DGAJ); 
› �Directorate-General for Rehabilitation and  

Prison Services (DGRSP); 
› Institute for Register and Notary (IRN IP); 
› �Institute for Financial Management and  

Equipment of Justice (IGFEJ, IP); 
› Council for Justice of Peace; 
› �Commission for the Protection of Crime  

Victims (CPVC).

From the Ministry of Labor Solidarity and Social 
Security: 
› �Social Security Institute (ISS, IP). 

From the judiciary and other legal professions: 
› �Judge of the International Hague Network of Judges; 
› �Bar Association; 
› �Order of Solicitors and Private Bailiffs; 
› �Order of Notaries. 

In Portugal, in civil matters, the Central Authorities 
and other competent authorities, by legal instrument, 
are as follows:
› �DGAJ is the Central Authority for all international 

instruments regarding service of documents, taking 
of evidence and maintenance recovery;

› �DGRSP is the Central Authority for all  
international instruments regarding divorce and 
parental responsibilities;

› �ISS, IP is the Central Authority for Legal Aid requests;
› �CPVC is the Central Authority for compensation  

to victims of crimes;
› �The General Prosecutor´s Office is the Central  

Authority for international protection of adults;
› �IRN, IP´s registry officers are the competent authori-

ties to issue the European Certificate of Successions.

The coordination of the national network, ensured 
by the Contact Point, is based on three main tools: 
quarterly meetings with all the national members 
and central authorities part of the national network, 
convened by the contact point; restricted meetings 
with some national members and other national 
authorities, convened by the Contact Point, to solve 
specific issues; setting up of national working groups, 
each time a closer cooperation between national au-

Infoblatt 15  |  2021
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thorities is required. These tools have been essential to 
build mutual trust and find appropriate solutions in 
sensitive cases. Additionally, where necessary, we  
convene ad-hoc bilateral meetings with Contact 
Points or Central Authorities of other Member States, 
outside the schedule organized by the EJN secretariat.

Over the last seven years, the team of the Portuguese 
Contact Point has been disseminating the networks’ 
activity and usefulness.  To that end we developed and 
manage the following tools, for Courts, legal practitio-
ners and the general public:

› �The Contact Point´s Website, https://www.redecivil.
csm.org.pt/, displaying case law, legislation, guides, 
manuals, presentations, annual reports, and practical 
information e.g. on Brexit, on maintenance recovery, 
on the placement of children abroad;

› �The Atlas of the CPLP Judicial Network in Civil Mat-
ters https://www.atlascplp.csm.org.pt/, a tool which 
brings together the international agreements and 
conventions binding the countries party to the CPLP 
Judicial Network, contact details of courts, compe-
tent authorities, request forms and information on 
the activity of the network;

› �The “Videocivil”, https://videocivil.csm.org.pt/, a tool 
designed to help court staff  to effectively request the 
taking of evidence abroad by videoconference;

› �The Newsletter, https://www.redecivil.csm.org.pt/
newsletters/, a monthly publication distributed in 
digital format by all national judges, summarizing  
a judgment of the EU Court of justice, chosen for  
its practical utility;

› �Social media like Instagram, Facebook and LinkedIn 
are means to disseminate new civil justice instru-
ments, training activities and useful rulings.

Finally, one of the ongoing initiatives of the Por-
tuguese Contact Point, under the framework of a 
project co-funded by the Justice program of the EU, 
is to give in-depth train to a national network of 26 
Judges, covering all regional courts. The network is 
called “Judinet PT” and the Judges making part of it 
should become specialized in EU civil justice instru-
ments. Their training is being gradually organized 
and delivered by the Contact Point together with the 
Centre of Judicial Studies (the School for Magistrates), 
academics and other legal professionals. The aim is to 
create a network of Judges whose initiatives at local 
level may have multiplier effects.

As already mentioned, I am also Contact Point to the 
CPLP Judicial Network and to IberRED, two networks 
operating in different regions but whose objectives 
are similar to those pursued by EJN Civil.
The CPLP Judicial Network was established in 2005, 
in the city of Praia, Cape Vert, by an international 
agreement available at https://www.atlascplp.csm.
org.pt/foundations. It brings together contact points 
appointed by High Judicial Councils, Public Prose-
cutor’s Offices and Ministries of Justice, of 8 Portu-
guese speaking countries: Angola, Brazil, Cape Vert, 
Guinea-Bissau, Mozambique, Portugal, São Tomé and 
Príncipe and East Timor. The network is supported by 
the Conference of Ministries of Justice of the Portu-
guese speaking countries (CMJPLOP) and by a perma-
nent secretariat in Portugal.

The main objectives of the CPLP Judicial network are 
to facilitate judicial cooperation in civil and criminal 
matters and exchange the most appropriate infor-
mation to optimize the requests. Contact Points are 
divided into two groups, according to the subject 
matter: the civil group, of which I am part, and the 
criminal group, of which prosecutors are part. In civil 
matters, the main areas of action are service of docu-
ments, taking of evidence and maintenance recovery. 
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The international legal instruments in force include 
some Hague Conventions binding Portugal and 

Brazil, which are also binding to most of the EU 
Member States. However, most of the inter-

national agreements in force are bilateral 
and since they provide for direct commu-

nications between Courts, when sending 
and receiving requests, the activity of central 

authorities is very limited or even non-existent 
in some countries.

As regards IberRED, it was established in October 
2004, in Cartagena de Indias (Colombia), following the 
recommendation of the VI Ibero-American Judicial 
Summit (“Cumbre Judicial Iberoamericana”). That is 
why IberRED is affectionately called “un hijo de Cum-
bre” which literally means “a son of the Ibero-Ameri-
can Judicial Summit”.

Though it came from an idea of the Judiciary, the cre-
ation of IberRED was based on the agreement of three 
entities: the Conference of Ministers of Justice of 
Ibero-American countries (COMJIB); the Ibero-Ame-
rican Judicial Summit (CJI)]; and the Ibero-American 
Association of Public Prosecutors (AIAMP). Together 
they adopted the IberRED Regulation. 

Therefore, IberRED brings together Ministries of 
Justice, Public Prosecutors‘ Offices, Supreme Courts 
and High Judicial Councils, of Ibero-America, through 
their contact points, as well as central authorities,  
through their liaisons, to facilitate judicial coope-
ration. The IberRED‘s objectives are: optimizing 
judicial cooperation in civil and criminal matters; 
contributing to the development of procedures with 
cross-border incidence and to expedite requests for 
judicial cooperation; improving the effective appli-
cation of the international legal instruments in force; 
and establishing a common information system.

Infoblatt 15  |  2021
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Currently, 23 States are part of IberRED: Andorra, 
Argentina, Bolivia, Brazil, Chile, Colombia, Costa Rica, 
Cuba, El Salvador, Ecuador, Spain, Guatemala, Hon-
duras, Mexico, Nicaragua, Panama, Peru, Paraguay, 
Portugal, Puerto Rico, Dominican Republic, Uruguay 
and Venezuela.

IberRED is supported by the Permanent Secretariat of 
the Conference of Ministers of Justice of Ibero-Ameri-
can countries (COMJIB), based in Madrid. 

The Central Authorities act within the framework of 
cross border cases concerning the areas of action that 
ensued: child relocation; taking of evidence; service of 
documents; extradition and mutual criminal assistan-
ce; transfer of sentenced persons; the United Nations 
Convention against transnational organized crime; 
the United Nations Convention against corruption.
The conventions binding IberRED countries include 
not only regional instruments of cooperation but  
also certain Hague Conventions binding to most of 
the EU Member States.

Practical information on IberRED is available on its 
website at the following link:  
https://iberred.notariado.org/.

So far, the main achievements of IberRED have been 
two: the use of the Iber@ telematics transmission 
platform, a secure tool through which contact points 
and central authorities have been communicating and 
exchanging information for years; and the IberRED 
Treaty on the Electronic Transmission of Requests  
for Cooperation between Central Authorities, known 
as the Treaty of Medellín, because it was signed in 
Medellín, Colombia, on 25 July 2019. 

The Treaty has come to confer the legal basis for 
the use of Iber@ platform which has recently been 
revamped. Additionally, it confers legal value to the 
documents transmitted by the Central Authorities. So 
far, it has been signed by Andorra, Argentina, Brazil, 
Chile, Colombia, Cuba, Spain, Paraguay, Portugal and 
Uruguay. It was ratified by Andorra, Cuba and Spain 
and will enter into force on 31 August 2021, after 
approval of its financial regulation by the Ministries 
of Justice of COMJIB.  

Since the Treaty of Medellín is opened to the signa-
ture of countries non-member to the COMJIB, either 
the EU Member States or countries party to the CPLP 
Judicial network, can accede to the Treaty, and enjoy 
Iber@ telematics transmission platform. That could 
be a fast and secure way to transmit requests for  
judicial cooperation between countries member of 
one network and countries of the other, thus linking 
the three networks in the pursuit of common inte-
rests. In this regard, I would say, as Mr. Martin Luther 
King once put it so nicely, that, if we cannot fly then 
we run, and if we cannot run, we walk…but, whatever 
we do, we have to keep moving forward. 

Paula Pott
Appeal Judge – Portuguese Contact Point of EJN Civil 
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Europäischer Tag der Justiz  
am 28. – 29. September 2022

Alljährlich wird der Europäische Tag der Justiz begangen. Dieser wurde im Jahr 2003 gemeinsam 

vom Europarat und der Europäischen Kommission ins Leben gerufen. Die Mitgliedstaaten  

geben ihren Bürgerinnen und Bürgern an diesem Tag einen Einblick in das Gerichtswesen sowie 

in ihre Rechte und Möglichkeiten im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr. 

Die Freizügigkeit in Europa, der Abbau nationaler Grenzen innerhalb der Europäischen Union  

und immer weiter gehende Verbindungen zwischen EU-Bürgerinnen und -Bürgern führen auch 

im justiziellen Bereich zu einer engen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. 

Weitere Informationen zur zentralen deutschen Veranstaltung  

finden Sie in Kürze unter www.bundesjustizamt.de.

KOSTENLOSE VERANSTALTUNG 

Hinweis: Die Veranstaltung ist geeignet,  

als Fortbildungsveranstaltung anerkannt  

zu werden.

https://www.bundesjustizamt.de
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Die neue Brüssel IIb-Verordnung: 
Stärkung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit
Die innerhalb der EU im internationalen Kindschaftsrecht einschlägige Brüssel IIa-VO wurde 

einer Revision unterzogen. Der neue Rechtsakt wurde am 25. Juni 2019 formell im Rat  

angenommen. Der neue Text der Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 

über die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen 

und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesent-

führungen (sog. Brüssel IIb-VO) wird im Wesentlichen ab dem 1. August 2022 gelten.  

In Deutschland ist das Bundesamt für Justiz die Zentrale Behörde nach der Verordnung. 
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Mehr als zehn Jahre nach Inkrafttreten der 
Brüssel IIa-VO als Eckpfeiler der justiziel-
len Zusammenarbeit in Familiensachen in 

der EU verfolgte die Revision insbesondere das Ziel, 
weitere Erleichterungen für die Praxis im Bereich 
der elterlichen Verantwortung zu erreichen. Dazu 
zählt insbesondere, das bisher noch erforderliche 
Vollstreckbarerklärungsverfahren (Exequatur) im 
Anwendungsbereich der Verordnung vollständig ab-
zuschaffen und gleichzeitig die Anhörung des Kindes 
zu stärken. Verfahren auf Rückführung des Kindes in 
Kindesentführungsfällen sollen effektiver ausgestaltet 
und die tatsächliche Vollstreckung effizienter geregelt 
werden. Insgesamt wird die Zusammenarbeit zwi-
schen den Zentralen Behörden gestärkt und gefestigt. 
Der Bereich der Ehesachen wurde im Rahmen der 
Neufassung im Wesentlichen ausgeklammert. 

Als für die Zentralen Behörden besonders relevante 
Neuerungen sind der Bereich der Kindesrückfüh-
rung nach dem Haager Kindesentführungsüberein-
kommen (HKÜ), die Zusammenarbeit zwischen den 
Zentralen Behörden sowie die grenzüberschreitende 
Unterbringung von Minderjährigen hervorzuheben:

Kindesrückführungsverfahren nach dem HKÜ

Mit der Neufassung werden die wesentlichen Vor-
schriften zur Kindesentführung systematisch in 
einem neuen Kapitel gebündelt (Kapitel III). Gleich-
zeitig werden in Ergänzung des HKÜ auch die Kapitel 
zur Anerkennung und Vollstreckung sowie zu den 
allgemeinen Bestimmungen für anwendbar erklärt. 
Folglich werden HKÜ-Rückführungsentscheidungen, 
die ausnahmsweise (infolge Weiterentführung) in 
einem anderen Mitgliedstaat vollstreckt werden  
müssen als in dem Mitgliedstaat, in dem sie ergangen 
sind, ohne Exequatur anerkannt und vollstreckt. 

Um Rückführungsverfahren weiter zu beschleunigen, 
sind klarere Fristen für die Gerichte vorgesehen  

(Artikel 24). Es wird – mit Ausnahme außergewöhn-
licher Umstände – eine 6-Wochenfrist ausdrücklich 
jeweils für die erste und die Rechtsmittelinstanz gere-
gelt. Auch für das Vollstreckungsverfahren wird eine  
6-wöchige Frist eingeführt (Artikel 28). Nach Artikel 
23 Absatz 2 ist durch die Zentralen Behörden eine 
Frist von 5 Arbeitstagen für die Versendung einer 
Empfangsbestätigung bei Eingang eines Rückfüh-
rungsantrags einzuhalten. 

Das HKÜ-Verfahren wurde inhaltlich deutlich er-
weitert. Dies wird erheblichen Mehraufwand für die 
Zentralen Behörden in der Einzelfallbearbeitung nach 
sich ziehen. 

Das HKÜ-Gericht kann zukünftig selbst Schutzmaß-
nahmen anordnen, um einer mit der Rückgabe ver-
bundenen Gefahr für das Kind zu begegnen (Artikel 
15). Die getroffenen Maßnahmen sind – anders als 
nach geltender Rechtslage – im Ausgangsstaat, in den 
die Rückführung erfolgt, anzuerkennen und voll-
streckbar. Die HKÜ-Gerichte erhalten hierdurch einen 
beachtlichen Gestaltungsspielraum. Die HKÜ-Verfah-
ren werden damit zumindest in Teilaspekten letzt-
lich zu einem einstweiligen Anordnungsverfahren 
für Fragen außerhalb der eigentlichen Rückführung 
erweitert. Ähnliches gilt für die erweiterte Möglich-
keit, im Rahmen von Gerichtsstandvereinbarungen / 
Vergleichen (Artikel 10) Streitgegenstände außerhalb 
der Rückführung in das HKÜ-Verfahren mit einzu-
beziehen. Kraft Parteivereinbarung kann damit die 
ursprünglich begrenzte internationale Zuständigkeit 
im Rahmen von HKÜ-Verfahren erweitert werden.

Auch der Umgang während des laufenden Rückfüh-
rungsverfahrens wurde nunmehr ausdrücklich  
normiert (Artikel 27 Absatz 2). Letzteres entspricht 
bereits der Rechtslage in HKÜ-Verfahren in Deutsch-
land, ist aber nun harmonisiert und insbesondere  
so im Ausland häufig noch nicht vorgesehen.

Infoblatt 15  |  2021
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Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Zentralen Behörden – Amts- und Rechtshilfe

Die Stellung der Zentralen Behörden wird durch die 
Revision der Verordnung deutlich gestärkt (Kapitel V). 
Artikel 78 Absatz 3 der Brüssel IIb-VO führt neu einen 
grundsätzlich obligatorischen Kommunikationsweg 
über die Zentralen Behörden ein. Im Gegensatz zur 
bisherigen Verordnung ist nun, von Ausnahmen 
insbesondere für Gerichte und bei besonders dringen-
den Fällen abgesehen, eine direkte Kontaktaufnahme 
grundsätzlich nicht mehr zulässig. In diesem Bereich 
ist mit einem spürbaren Anstieg der Fallzahlen bei 
den Zentralen Behörden zu rechnen. 

Zudem wurden einige neue Fallgruppen für Amts- 
und Rechtshilfe-Ersuchen geschaffen bzw. Aufgaben 
der Zentralen Behörden deutlich konkretisiert. Dies 
gilt u. a. für den Austausch von Informationen mithil-
fe von Sozialberichten über die Situation des Kindes 
oder über laufende Verfahren oder Entscheidungen 
der elterlichen Verantwortung. Ausdrücklich und 
damit klarer betrifft dies auch Informationen über 
die Situation eines Elternteils, eines Verwandten oder 
einer anderen Person, der bzw. die für die Betreuung 
des Kindes geeignet wäre, wenn die Situation des Kin-
des dies erfordert (Artikel 80 Absatz 1 lit. b). Die Infor-
mationen sollen der ersuchenden Zentralen Behörde 
spätestens drei Monate nach Eingang des Ersuchens 
übermittelt werden, es sei denn, dass dies aufgrund 
außergewöhnlicher Umstände nicht möglich ist. 

Grenzüberschreitende Unterbringung:

Hinsichtlich der grenzüberschreitenden Unterbrin-
gung von Kindern und Jugendlichen sind wesentliche 
Neuerungen erreicht worden (relevant in Deutsch-
land insbesondere für sozialpädagogische Intensiv-
maßnahmen durch Jugendämter im Ausland nach 
dem SGB VIII), die in Artikel 82 der Brüssel IIb-VO 

geregelt werden. Für die Durchführung einer solchen 
Maßnahme ist zwingend die vorherige Zustimmung 
der zuständigen Behörden des aufnehmenden Staates 
einzuholen. Für das „Ob“ der Zustimmung wird nicht 
mehr, wie im Rahmen der Brüssel IIa-VO, auf das 
jeweilige nationale Recht abgestellt, sondern die Ver-
ordnung regelt autonom das Erfordernis der vorheri-
gen Zustimmung. Neu ist, dass die Übermittlung des 
Ersuchens zwingend über die Zentralen Behörden zu 
erfolgen hat. Ebenfalls wird neu ein Zeitfenster von 
drei Monaten geregelt, binnen dessen das Ersuchen 
um Zustimmung beantwortet werden muss. Durch 
die verpflichtende Einholung der Zustimmung und 
vor allem durch den zwingend vorgesehenen Kom-
munikationsweg über die Zentralen Behörden ist mit 
mehr Verfahren zur grenzüberschreitenden Unter-
bringung bei den Zentralen Behörden zu rechnen. 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass infolge der 
Regelung in Artikel 82 Absatz 3 der Brüssel IIb-VO 
zukünftig auch andere Mitgliedstaaten, zu denen das 
Kind eine enge Bindung hat, eine Unterbringung dort 
anregen können. Dies erweitert den Aufgabenbereich 
auf das Vorfeld der eigentlichen Unterbringungs-
entscheidung und damit auf - bisher - rein nationale 
kindschaftsrechtliche Verfahren. 

Christian Höhn/Ulrike Kluth
Referat II 3 des Bundesamts für Justiz
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Neue Ansprechpartnerin  
bei der Landeskontaktstelle  
Nordrhein-Westfalen

Ansprechpartnerin bei der Kontaktstelle des Landes 
Nordrhein-Westfalen am Oberlandesgericht Düsseldorf 
ist nunmehr Dr. Christiane Selzner. Nach ihrem  
Eintritt in die Justiz im Jahre 1997 war sie an mehreren 
Stationen beim Landgericht Mönchengladbach, kurze  
Zeit auch beim dortigen Amtsgericht und seit 2011 
beim Oberlandesgericht Düsseldorf in verschiedenen 
Zivilsenaten tätig. 

Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz

Am 10. Januar 2020 hat Dr. Andrea Schulz als Nach-
folgerin von Ulrike Janzen ihren Dienst als deutsche 
Verbindungsbeamtin im französischen Justizministeri-
um angetreten. Zu ihren Aufgaben gehört es, die Justiz 
beider Länder in grenzüberschreitenden deutsch- 
französischen Fällen zu unterstützen und Auskünfte 
zur Rechtslage zu erteilen. Nach einer Tätigkeit bei der 
Haager Konferenz für internationales Privatrecht  
von 2002-2007 leitete sie anschließend bis November 
2014 die Zentrale Behörde für internationale Sor-
gerechtskonflikte im Bundesamt für Justiz und war 
danach zur Europäischen Kommission entsandt, wo sie 
den Verordnungsvorschlag zur Revision der Brüssel  
IIa-Verordnung verantwortete.
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